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L E B E W S S C H U T Z  

Diskussionsgrundlage zum 
Meinungsbildungsprozess 
VADUZ - Oer Vorstand dar «Frauen in der 
FBP» hat einen Medelivorschlag erarbei­
tet, der dem werdenden Leben den best­
möglichen Schutz sowie wirksame Hilfe 
und Unterstützung für die Frau bieten 
soll. 

Der Modellvorschlag bietet zusammen mit 
der «Bilanz der Arbeitsgruppe» eine Diskus­
sionsgrundlage. Wichtig ist nun, dass ein 
Meinungsbildungsprozess in Gang kommt 
und eine Neuregelung auf politischer Ebene 
und in einer breiten Öffentlichkeit diskutiert 
wird. Dazu sollen inländische und ausländi­
sche Referent-innen und Experten-innen ein­
geladen werden, die weitere Entscheidungs­
hilfen bieten können. Für die kommende 
Auseinandersetzung mit diesem moralisch­
ethisch schwierigen Thema wünschen wir 
uns: 

• Dass die Diskussion mit der nötigen 
Sorgfalt und mit Respekt dem ungeborenen 
Leben gegenüber geführt wird. 

• Dass wir die Not und die Konflikte ver­
stehen, in die Frauen mit einer ungewollten 
Schwangerschaft kommen können und uns 
bewusst sind, dass wir mit der geltenden ge­
setzlichen Regelung weder der Frau noch 
dem Kind helfen. 

• Dass wir auch bei unterschiedlichen 
Meinungen nicht vergessen: Das Bestreben, 
Abtreibungen möglichst zu vermeiden und 
die Frauen in einer schwierigen Konfliktsitu­
ation nicht allein zu lassen, ist bei allen un­
bestritten. 

Diese gemeinsamen Grundlagen sollten es 
möglich machen, eine Neuregelung des 
Schwangerschaftsabbruchs in einem offenen 
Dialog zu diskutieren, um zu einer realitäts-
bezogenen und verantwortungsvollen Lö­
sung für Liechtenstein zu kommen. 

Vorstand der Frauen in der FBP 
Christa Eberle, Triesenberg 
Emerita Büchel, Ruggell 
Edith De Boni, Schaan 
Monika Forster, TrieSSn 
Ruth Fuchs, Balzers 
Anni Hasler, Gamprin 
Rösle Kranz, Eschen 
Marlene Matt, Schaan 
Angelika Tinner, Vaduz 

Beratungspflicht: 
Beratung durch Fachpersonal 

Allein Beratung durch den Arzt, der die 
Schwangerschaft feststellt, genügt gemäss 
dem Modellvorschlag der «Frauen in der 
FBP» nicht. Soziale und juristische Informa­
tionen sowie mögliche praktische Hilfen 
können durch speziell ausgebildete Personen 
besser gewährleistet werden. Eine Bera­
tungsstelle darf mit keiner Einrichtung ver­
bunden sein, die ein materielles Interesse an 
einem Abbruch haben könnte. 

LetztentscheMung der Frau 
Der Schutz des ungeborenen Kindes ist 

nur gemeinsam mit der Mutter, niemals ge­
gen sie, möglich. Die Beratung muss davon 
ausgehen, dass grundsätzlich jede Person da­
zu fähig ist, eine Entscheidung zu treffen, für 
die nur sie die Verantwortung übernehmen 
kann. Letztlich ist jede Frau und jedes Paar 
dem eigenen Gewissen verpflichtet. Der Ge­
wissensentscheid anderer Menschen ist zu 
respektieren. Die Verantwortung der letzten 
Entscheidung kann kein Gesetz, kein Arzt 
und keine Beratungsstelle abnehmen. 

Indem in der Beratung in Würde und Ach­
tung der Persönlichkeit der Frau auf ihre be­
sonderen Lebensumstände eingegangen und 
ihr die letzte Entscheidung überlassen wird, 
besteht eine echte Chance, eine Entschei­
dung für das Leben zu ermöglichen. 

Der Leitgedanke 
«Wir setzen uns für den Schutz des Le­

bens ein. Insbesondere ist dem Schutz des 
ungeborenen Lebens oberste Priorität ein­
zuräumen sowie den Frauen konkrete und 
wirksame Hilfe zukommen zu lassen.» 
(aus dem Parteiprogramm der FBP 2005) 

Dies soll der Leitgedanke für eine Neure­
gelung des Schwangerschaftsabbruchs in 
Liechtenstein sein. (MF) 

Schutz und Hilfe untrennbar 
Der Modellvorschlag der «Frauen in der FBP»: «Lebensschutz Plus» 

Rächt auf Üben und Beratungsauftreg gesetzlich verankern: Christa 
Eberte, Vorsitzende der «Frauen in dar FBP». 

VADUZ - Das von den «Frauen In 
der FBP» vorgeschlagene Mo­
dell «Lebensschutz Plus» ist ein 
Schutzmodell mit Beratungs-
pflicht. Die untrennbaren Eck­
pfeiler des Modells sind Schutz 
und Hilft. 
»MwUn  ftnIi—It 

Nach Überzeugung der «Frauen in 
der FBP» können weder Forderun­
gen, das Strafgesetz in Liechten­
stein zu belassen und rigoros 
durchzusetzen, noch Fristenrege­
lungen, wie sie die Schweiz oder 
Österreich eingeführt haben, noch 
wie sie die Arbeitsgruppe Schwan-
gerschaftskonflikte fordert, der 
Problematik gerecht werden. 

Warum ein eigener Vorschlag? 
Warum die «Frauen in der FBP» 

sich aus der überparteilichen «Ar­
beitsgruppe Schwangerschaftskon­
flikte» ausgeklinkt und ein eigenes 
Positionspapier erarbeitet haben, 
erklärte Christa Eberle, Vorsitzende 
der «Frauen in der FBP», in einem 
Volksblatt-Interview vom 12. Juni 
2004 so: «Viele der erarbeiteten 
Eckpunkte der Arbeitsgruppe sind 
auch für uns unumstritten. Doch in 
den zentralen Fragen der Beratung 
und der Zielorientierung der Bera­
tung unterscheiden sich die Mei­

nungen der Arbeitsgruppe und die 
der Frauen in der FBP. Unserer 
Meinung nach soll auch im Geset­
zestext die Würde des Ungebore­
nen, sein Recht auf Leben und der 
Beratungsauftrag, die Frau zur 
Fortsetzung der Schwangerschaft 
zu ermutigen und sie in einer ge­
wissenhaften Entscheidungsfin­

dung zu begleiten, klar formuliert 
werden.» 

Lehen schützen 
Schutz wird gewährt indem ver­

sucht wird, das ungeborene Kind im 
Konfliktfall durch eine auf den Le­
bensschutz orientierte Beratung zu 
schützen. Auch in den ersten zwölf 

Wochen kann nicht alleine das 
Selbstbestimmungsrecht der Frau 
massgebend sein. 

• Lebensschutz und Lebensrecht 
des Ungeborenen wird im 
Gesetzestext klar verankert. 

• Auf eine Strafandrohung wird 
zugunsten einer verpflichtenden 
Beratung verzichtet. 

• Die Beratung erfolgt nach vor­
gegebenen Richtlinien durch staat­
lich anerkannte Beratungsstellen. 

• Zielorientierung der Beratung: 
Die Beratung hat den Auftrag, die 
Frau zur Fortsetzung der Schwan­
gerschaft zu ermutigen und sie in 
einer gewissenhaften Entschei­
dungsfindung zu begleiten. 

Hilfe bieten 
Hilfe heisst, umfassende Unter­

stützung und Begleitung der Frau, 
wenn nötig über die Zeit der 
Schwangerschaft und Geburt hinaas. 

• Beratung- und Begleitung in 
der Entscheidungsfindung. 

• Individuelle Unterstützungs­
und Hilfsangebote. Nur mit kon­
kreter und wirksamer Hilfe können 
SchwangerschaftsabbrUche ver­
mieden werden. 

• Auf  verschiedene Soforthilfen 
kann heute schon zugegriffen wer­
den. Andere müssen erweitert oder 
neu geschaffen werden. 

e Prävention. 

Vergleich: Modell der FBV*-Fraueiv und Vorschlag der Arbeltsgruppe 
Vorschlag der «Frauen in der 
FBP»: Lebensschutz Plus: Le­
ben schützen - Hilfe bieten 

Das Modell «Lebensschutz 
Pius» ist ein Schutzmöde)! mit 
Beratungspflicht und bietet eine 
echte Alternative zu jeder Art von 
Fristenregehing, wie auch ' zur 
jetzt bestehenden Regelung über 
dasStraftecht. 

Im Gesetz wird die Würde des 
Ungeborenen und das Recht auf 

.Leben Idar festgehalten. Der Ge­
setzgeber führt, anstelle einer 
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Strafandrohung einevopf 
de, auf den Lebensschutz orien­
tierte Beratung ein. Das Kind 
wird geschätzt, indem auch der 
Mutter Schutz und Hilfe geboten 
wird. 

«Lebensschatz Plus» bietet eine 
Diskussionsgrundlage zum Mei­
nungsbildungsprozess und kann 
im Internet auf der Homepage der 
Fortschrittlichen BÜrgerpiutei un­
ter ftp! Ii ^abgerufen oder im Sek­
retariat der FBP.Aeulestrasse, 
9490 Vaduz, bestellt werden. 

Tarmed kommt auf 2006 
Rudolf Lampert erkundigte sich über das Tarif system Tarmed 

VADUZ - Rudolf Lempert wollte 
von der Regierung in Form einer 
Meinen Anfrage wissen, ob das 
Tartfsystem Tarmed wie geplant 
am 1. Januar 2006 auch in 
Liechtenstein eingeführt wird. 

«Wird dieses Tarifsystem planmäs-
sig eingeführt oder ist mit einer er­
neuten Verschiebung zu rechnen? 
Ich frage dies deshalb, weil die 
Tarmed-Einführung bereits schon 
einmal um 1 Jahr verschoben wor­
den ist», so Rudolf Lampert in sei­
ner Kleinen Anfrage im Landtag. 

Ebenso wollte er  wissen, ob mit 
diesem Schritt die Reform im Ge­
sundheitswesen abgeschlossen sei. 

Gesundheitsminister Martin 
Meyer erklärte dazu, dass das 
Schweizer Tarifsystem definitiv 
per 1. Januar 2006 in Liechtenstein 
eingeführt werde. «Diesen Ent­
scheid, den der Verwaltungsge­
richtshof erst vor kurzem bestätig­
te, hat die Regierung bereits im 
letzten Jahr gefällt.» 

Die Einführung des Tarifsystems 
sei ein wichtiger Teilschritt der Ge­
sundheitsreform, da hierdurch ver­

mehrte Transparenz geschaffen 
werden könne und eine bessere 
Vergleichbarkeit der Leistungser­
bringung erzielt werde. «Vermehr­
te Kostentransparenz ist eine uner-
lässliche Voraussetzung dafür, dass 
die Gesundheitskosten besser kon­
trolliert werden können. Zudem 
bietet die Einführung des Tarmed 
Liechtenstein die Möglichkeit, 
künftig die Gesundheitskosten in 
der Schweiz und Liechtenstein bes­
ser und einfacher vergleichen zu 
können.» 

Interesse der Versicherten 
Aus diesen Gründen werde im 

Interesse der Versicherten an der 
Einführung des Tarmed per Anfang 
2006 festgehalten. Grundsätzlich ist 
es dabei so, dass die Regierung nyt 
diesem Entscheid das grundsätzli­
che Tarifsystem definiert, das dann 
im Konkreten durch den Kranken­
kassenverband und die Ärztekam­
mer umgesetzt werden muss. 

«Eine neuerliche Verschiebung 
wird nach Ansicht der Regierung 

nicht mehr erforderlich sein, da al­
le Beteiligten in diesem Jahr aus­
reichend Zeit für verschiedene Vor­
arbeiten und Abklärungen haben 
und zudem die Erfahrungen aus der 
Schweiz zeigen, dass der Tarmed 
bei allen Kinderkrankheiten, die 
ein solches Grossprojekt mit sich 
bringt, funktioniert und Vorteile 
schafft!» Dadurch, dass Liechten­
stein den Tarmed nach der Schweiz 
einführt, können bei der Einfüh­
rung hierzulande bereits schon 
wichtige Erfahrungen und Erkennt­
nisse aus der Schweiz berücksich­
tigt werden. 

Reform geht weiter 
Zu Ihrer zweiten Teilfrage 

möchte ich anfügen, dass mit der 
Einführung des Tarmed ein wich­
tiger Reformschritt vollzogen 
wird. Dennoch wird die Gesund­
heitsreform damit  nicht  abge­
schlossen sein. Dies liegt vor al­
lem darin begründet, dass  da s  
Themenfeld Gesundheit und Ge­
sundheitskosten sich in e inem 
fortschreitenden Wandel befindet: 
Einerseits wird sich die demogra­

phische Zusammensetzung der  
Versicherten weiter ändern. Ande­
rerseits wird aber die Medizin 
weiterhin grosse Fortschritte er­
zielen und neue Medikamente und 
Behandlungsmethoden anbieten. 
Hinzu kommt, dass sich auch die 
Ansprüche und Erwartungen der 
Versicherten laufend weiterent­
wickeln. «Wenn wir  wollen, dass 
das liechtensteinische Gesund­
heitswesen mit diesen Entwick­
lungen Schritt hält, müssen wir ei­
ne Gesundheitsreform als einen 
laufenden Prozess verstehen. Vie­
le wesentliche Schritte der Reform 
sind per Anfang 2006 zwar abge­
schlossen, aber im Interesse der 
Versicherten werden immer wie­
der laufend Anpassungen und Er­
gänzungen vorgenommen werden 
müssen.» 

«Nur so können wir sicherstel­
len, dass Liechtenstein seinen Ein­
wohnerinnen und Einwohnern 
langfristig eine medizinische Ver­
sorgung bieten kann, die weiterhin 
hochwertig ist und dabei zugleich 
aber auch finanzierbar bleibt», sag­
te Martin Meyer. 


